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60 Jahre NATO

60 Jahre gemeinsamer Einsatz für Frieden und Freiheit

In diesem Jahr begehen wir den 60. Jahrestag der Unter-
zeichnung des Nordatlantikvertrags. Die NATO hat nicht
nur während des Kalten Krieges Frieden und Freiheit in
Westeuropa gesichert, sondern ist auch heute noch der
Garant für Sicherheit in Europa. Es ist unsere feste Über-
zeugung, dass die NATO auch in Zukunft der zentrale Ort
sein muss, an dem die transatlantischen Partner Fragen
der Außen- und Sicherheitspolitik gemeinsam erörtern.
Vor dem Jubiläumsgipfel der NATO, der am 3. und 4. April
2009 erstmals in Deutschland und Frankreich (Straßburg,
Kehl und Baden-Baden) gemeinsam stattfindet, hat Bun-
deskanzlerin Angela Merkel in einer Regierungserklärung
am Donnerstag dieser Woche die Bedeutung der NATO
betont. "Es ist und bleibt ein Schatz, in Frieden und Frei-
heit zu leben", sagte die Bundeskanzlerin. Der Gipfel der
Staats- und Regierungschefs wird über wichtige Themen
für die Zukunft der NATO beraten. Wir begrüßen in die-
sem Zusammenhang die Initiative unserer Bundeskanzle-
rin, die Ausarbeitung eines neuen strategischen Konzepts
in Auftrag zu geben, um die Grundlagen der NATO an die
neuen Aufgaben, etwa im Kampf gegen den internationa-
len Terrorismus, anzupassen. Die wichtigste Bewährungs-
probe für die NATO ist der Einsatz in Afghanistan. Dieser
Einsatz erfordere mehr Geduld, "als wir uns vielleicht am
Anfang vorgestellt haben“, führte Merkel im Bundestag
aus. Ziel müsse sein, dass Afghanistan dauerhaft selbst
für seine Sicherheit sorgen könne. Dabei komme der ver-
netzen Sicherheit entscheidende Bedeutung zu. Es gebe
in Afghanistan keine dauerhafte Sicherheit ohne Wieder-
aufbau und keinen Wideraufbau ohne Sicherheit, machte
Merkel die Herausforderungen der Allianz deutlich. Als
übergeordnete Aufgabe des Gipfels bezeichnete Merkel
daher die Erarbeitung eines neuen strategischen Kon-
zepts, das auf dem folgenden Gipfel beschlossen werden

soll. Das derzeitige Konzept stammt aus dem Jahr 1999
und berücksichtigt die Herausforderungen des 11. Sep-
tember 2001 nicht. Der Erfolg der NATO wird von der
Fähigkeit zur Vernetzung mit anderen Organisationen
abhängen. Ausdrücklich nannte die Kanzlerin die Verein-
ten Nationen, die OSZE, die Europäische und die Afrikani-
sche Union sowie Nicht-Regierungsorganisationen. Es
komme jetzt darauf an, die "Strukturen fit zu machen",
"denn kein Land kann die Probleme der Welt alleine lö-
sen". Auf dem Gipfel wird auch die Rückkehr Frankreichs
in die militärischen Strukturen der NATO vollzogen wer-
den. Dies ist ein wichtiger und mutiger Schritt des franzö-
sischen Präsidenten, der die Allianz stärken und die Zu-
sammenarbeit zwischen der NATO und der EU vereinfa-
chen wird. Beim NATO-Gipfel werden Albanien und Kroa-
tien in die Gemeinschaft aufgenommen, Mazedonien steht
vor der Tür und Georgien und Ukraine erhalten weiterhin
eine Beitrittsperspektive. Das Streben dieser Länder zeige
die Attraktivität des Bündnisses, so Merkel. Nach dem
Gipfel wird der NATO-Russland-Rat seine Arbeit auf Minis-
terebene wieder aufnehmen, die nach dem Krieg zwi-
schen Russland und Georgien im August 2008 ausgesetzt
wurde. Ziel der Gespräche mit Russland ist die ver-
trauensvolle Zusammenarbeit für mehr Sicherheit in Eu-
ropa. Dazu bleibt Russland aufgefordert, seine Verpflich-
tungen auch gegenüber Georgien zu erfüllen. Das Fun-
dament in der Sicherheitspolitik heiße Vertrauen, so Mer-
kel. Eine gute und vertrauensvolle Partnerschaft mit Russ-
land sei im deutschen, europäischen und auch transatlan-
tischen Interesse. Der Dialog zwischen der neuen US-
Regierung und Russland müsse wieder stärker in Gang
kommen. "Die Zeit des Kalten Krieges ist endgültig vorbei.
Wir sind keine Gegner mehr", unterstrich Merkel.
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Aus Plenum und Lobby

Föderalismusreform II im Bundestag

In dieser Woche haben wir in erster Lesung das, von den
Fraktionen der CDU/CSU und SPD eingebrachte, Gesetz
zur Änderung des Grundgesetzes beraten. Ziel der
Grundgesetzänderungen im Bereich der Finanzverfassung
ist es, im Einklang mit den Vorgaben des reformierten
europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes die insti-
tutionellen Voraussetzungen für die Sicherung einer lang-
fristigen Tragfähigkeit der Haushalte von Bund und Län-
dern zu verbessern. Mit Wirkung für das Haushaltsjahr
2011 sollen Neuregelungen zur Begrenzung der Kredit-
aufnahme – mit zeitlich befristeten Abweichungsregelun-
gen – erstmals Anwendung finden. Für die Haushalte von
Bund und Ländern wird der Grundsatz eines ohne Ein-
nahmen aus Krediten ausgeglichenen Haushalts festge-
schrieben. Für den Bund ist diesem Grundsatz Rechnung
getragen, wenn das strukturelle Defizit 0,35 vom Hundert
des Bruttoinlandsproduktes nicht überschreitet. Für die
Länder ist keine strukturelle Verschuldung zulässig. Ab-
weichungen von diesem Grundsatz sind möglich zur Sta-
bilisierung der Konjunkturentwicklung. Durch den neu zu
gründenden Stabilitätsrat wird ein System regelmäßiger
Haushaltsüberwachung eingerichtet. Geschaffen wird
zudem die verfassungsrechtliche Grundlage für eine
Bund-Länder-Zusammenarbeit im Bereich der Informati-
onstechnik sowie für das Zusammenwirken von Bund und
Ländern bei Leistungsvergleichen in der öffentlichen Ver-
waltung. Auch soll der Bund zukünftig im Fall von Natur-
katastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die
sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatli-
che Finanzlage erheblich beeinträchtigen, auch ohne Ge-
setzgebungsbefugnisse Finanzhilfen gewähren. Für den
Zeitraum 2011 bis 2019 wird die Möglichkeit eröffnet, den
Ländern Berlin, Bremen, Saarland, Sachsen-Anhalt und
Schleswig-Holstein Konsolidierungshilfen der bundesstaat-
lichen Gemeinschaft zu gewähren.

Verbraucherschutz bei Telefonwerbung

In zweiter und dritter Lesung haben wir in dieser Woche
das Gesetz zur Bekämpfung unerlaubter Telefonwerbung
und zur Verbesserung des Verbraucherschutzes bei be-
sonderen Vertriebsformen verabschiedet. Es ermöglicht
dem Verbraucher, sich mittels eines Widerrufs von be-
stimmten, insbesondere am Telefon geschlossenen Ver-

trägen zu lösen. Dem Verbraucher wird zudem bis zur
vollständigen Vertragserfüllung ein Widerrufsrecht bei
allen Fernabsatzverträgen über die Erbringung von
Dienstleistungen zugestanden, wenn keine ordnungsge-
mäße Widerrufsbelehrung vorliegt. Verstöße gegen das
bestehende Verbot der unerlaubten Telefonwerbung sol-
len zukünftig mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro
geahndet werden können. Die Unterdrückung der Ruf-
nummer wird generell verboten und ein Verstoß gegen
dieses Verbot kann ebenfalls eine Geldbuße nach sich
ziehen.

Bericht zur Maritimen Wirtschaft

Mit dem Bericht der Bundesregierung über die Entwick-
lung und Zukunftsperspektiven der maritimen Wirtschaft
in Deutschland informierte uns die Bundesregierung in
dieser Woche über den Stand und die aktuellen Heraus-
forderungen dieser innovativen Zukunftsbranche, die in
Deutschland rund 400.000 Beschäftigte hat. Mit dem
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD „In der
Maritimen Wirtschaft Kurs halten“ fordern wir die Bundes-
regierung auf, für die Bereiche maritimer Standort,
Schiffbau, Hafenwirtschaft und Logistik, Seeschifffahrt,
maritime Technologien, Offshore-Windenergie sowie Kli-
ma- und Umweltschutz in Schifffahrt und Schiffbau ihre
Anstrengungen zur Überwindung der Finanz- und Wirt-
schaftskrise mit bereichsspezifischen Maßnahmen, für die
Vorschläge dargelegt werden, zu verstärken.

Zitat

«Auch im Vorfeld einer Bundestagswahl gibt es aber kei-
ne Beurlaubung von der Regierungsverantwortung. Die
Bevölkerung hat gerade in der Krise den Anspruch dar-
auf, dass ihre Regierung geschlossen handelt und Lösun-
gen entwickelt, die auch übermorgen noch tragfähig sind.
Die Krise ist keine Kulisse für Schaukämpfe. Sie ist eine
Bewährungsprobe für die Demokratie insgesamt.»

(Bundespräsident Horst Köhler am Dienstag in Berlin in
seiner Grundsatzrede zu den Folgen der globalen Finanz-
krise.)
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Terminvorschau

27.03.2009 - 27.03.2009, 13.30 Uhr
Tag des Abgeordneten mit dem OV Neuravensburg

28.03.2009, 10.00 Uhr
58. Landesparteitag und Landesvertreterversammlung
zur Bundestagswahl
Forum in Ludwigsburg

31.03.2009 - 31.03.2009
Besuch der Realschule Aulendorf beim Deutschen Bun-
destag

02.04.2009, 18.00 Uhr
3. Stiftungsrat-Sitzung der Stiftung Herzens(t)räume
in Weingarten

04.04.2009, 9.00 Uhr
Gesundheitspolitischer Gespräch Kliniken Neutrauchburg
zusammen mit Annette Widmann Mauz MdB, Franz Ro-
mer MdB, Paul Locherer MdL
Schloss Neutrauchburg

04.04.2009, 14.00 Uhr
Besuch des St. Elisabeth-Krankenhauses zusammen mit
Annette-Widmann Mauz MdB und dem Stadtverband
Ravensburg

05.04.2009 - 08.04.2009
BPA-Fahrt nach Berlin

09.04.2009, 14.00 Uhr
Firmenbesuch Firma Hymer zusammen mit Franz Romer
MdB, Bad Waldsee

14.04.2009, 16.00 Uhr - 18.00 Uhr
Bürgersprechstunde in der CDU-Geschäftsstelle in Wein-
garten, Bahnhofstr.8, 88250 Weingarten
Während der Sprechstunde ist der Abgeordnete auch
telefonisch erreichbar, die Rufnummer lautet
0751/56092533

15.04.2009, 15.00 Uhr
Vortrag beim Seniorenclub Laupheim 1964 e.V.

17.04.200, 9.00 Uhr
Abgeordnetentag mit der CDU Deuchelried

20.04.2009, 9.00 Uhr
Präsidiumssitzung CDU Baden-Württemberg in Stuttgart

20.04.2009, 10.30 Uhr
Landesvorstandssitzung der CDU Baden-Württemberg in
Stuttgart

20.04.2009 – 24.04.2009
Sitzungswoche in Berlin
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